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1. Instanz

Aktenzeichen S 17 AL 1076/98
Datum 02.09.1999

2. Instanz

Aktenzeichen L 3 AL 164/99
Datum 09.05.2001

3. Instanz

Datum -

I. Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des Sozialgerichts Dresden vom
02. September 1999 insoweit aufgehoben, als damit in AbÃ¤nderung der Bescheide
der Beklagten die Dauer der Anspruchsminderung auf 195 Tage herabgesetzt wird.
Die Klage wird auch insoweit abgewiesen.
II. Die Berufung der KlÃ¤gerin wird zurÃ¼ckgewiesen.
III. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind fÃ¼r beide VerfahrenszÃ¼ge nicht zu erstatten.
IV. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die KlÃ¤gerin begehrt die Bewilligung von Arbeitlosengeld (Alg) bereits ab 01.
August 1998 und wendet sich deshalb gegen den Eintritt einer Sperrzeit, die
Minderung der Anspruchsdauer sowie das Ruhen des Anspruchs auf
Arbeitslosengeld.

Die am â�¦ geborene, geschiedene KlÃ¤gerin war vom 01. August 1962 bis 31. Juli
1964 als Lehrerin, vom 01. August 1964 bis 14. November 1965 als Erzieherin und
vom 26. September 1966 bis 31. Juli 1998 erneut als Lehrerin, zuletzt an der â�¦
Grundschule in D â�¦ beschÃ¤ftigt.
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Sie war zunÃ¤chst vollzeitbeschÃ¤ftigt. Ab 01.08.1992 betrug ihre wÃ¶chentliche
Arbeitszeit entsprechend einer Vereinbarung zwischen dem Freistaat Sachsen und
der GEW Sachsen Ã¼ber die freiwillige TeilzeitbeschÃ¤ftigung von LehrkrÃ¤ften und
Erziehern vom 15. Juni 1992 82,5 % eines vergleichbaren vollbeschÃ¤ftigten
Arbeitnehmers.

Im Jahr 1996 verhandelten die Tarifvertragsparteien erneut Ã¼ber
TeilzeitbeschÃ¤ftigungen. Die KlÃ¤gerin erhielt in diesem Zusammenhang einen
Entwurf zur Ã�nderung ihres Arbeitsvertrages zur Kenntnis, der weitere
Stundenreduzierungen fÃ¼r die folgenden Schuljahre (1997/1998: 71,42 %,
1998/1999: 60,71 %, 1999/2000: 57,14%, 2000/2001: 57,14 %, ab 2009/2010;
60,71%) vorsah.

Am 19.03.1997 unterschrieb die KlÃ¤gerin einen AuflÃ¶sungsvertrag zum 31. Juli
1998 unter Einhaltung der nach dem BAT-O fÃ¼r die ordentliche KÃ¼ndigung
maÃ�gebenden Frist. Sie erhielt zum Ausgleich fÃ¼r die sozialen Folgen der
Beendigung des ArbeitsverhÃ¤ltnisses eine Abfindungssumme i. H. v. 35.000,00
DM.

Die KlÃ¤gerin meldete sich am 07. Juli 1998 arbeitslos und beantragte die
Bewilligung von Alg. Der Arbeitgeber bescheinigte im Abrechnungszeitraum August
1997 bis Juli 1998 folgendes Bruttoarbeitsentgelt:

August 1997: 3.996,85 DM, September bis Dezember 1997: je 4.044,76 DM
monatlich, Januar bis Juli 1998: je 4.105,81 DM monatlich.

Im Fragebogen zur Beendigung des BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses erklÃ¤rte die
KlÃ¤gerin, sie habe den Aufhebungsvertrag unterschrieben, da sie die
Teilzeitvereinbarung aufgrund erheblicher finanzieller EinbuÃ�en nicht
angenommen habe und einer KÃ¼ndigung zuvorkommen wollte. AuÃ�erdem sei sie
der TÃ¤tigkeit nervlich kaum noch gewachsen gewesen. Sie habe zudem ihren
Arbeitsplatz jÃ¼ngeren Kollegen zur VerfÃ¼gung gestellt.

Die Beklagte stellte mit Bescheid vom 19. August 1998 den Eintritt einer Sperrzeit
vom 01. August 1998 bis 23. Oktober 1998 (12 Wochen) fest. Die KlÃ¤gerin habe
ihre BeschÃ¤ftigung mit Abschluss des Aufhebungsvertrages selbst aufgegeben.
Dabei sei es unerheblich, ob die Initiative zum Abschluss des Aufhebungsvertrages
von ihr oder ihrem ehemaligen Arbeitgeber ausgegangen sei. Die Sperrzeit mindere
ihren Anspruch um 242 Tage (Â§ 128 SGB III).

Die Beklagte stellte ferner mit Bescheid vom 19. August 1998 das Ruhen des
Leistungsanspruchs gemÃ¤Ã� Â§ 117a AFG in der Zeit vom 24. Oktober 1998 bis
25. November 1998 fest.

Die KlÃ¤gerin legte gegen die beiden Bescheide vom 25. August 1998 Widerspruch
ein. Ihr ArbeitsverhÃ¤ltnis sei auf Veranlassung des Arbeitgebers aufgelÃ¶st
worden. Nach 35 Dienstjahren sei weder eine Arbeitszeitreduzierung bis auf 57,14
% noch der Eintritt in das Rentenalter unter diesen Bedingungen akzeptabel. Mit
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dem Aufhebungsvertrag habe sie die betriebsbedingte KÃ¼ndigung umgehen
wollen.

Die Beklagte wies den Widerspruch gegen die Festsetzung der Sperrzeit und
Minderung des Alg-Anspruchs mit Widerspruchsbescheid vom 03. November 1998
und den Widerspruch gegen das Ruhen des Alg-Anspruchs mit
Widerspruchsbescheid vom 20. November 1998 zurÃ¼ck. GemÃ¤Ã� Â§ 144 SGB III
trete eine Sperrzeit von 12 Wochen ein, wenn der Arbeitslose das
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis gelÃ¶st und dadurch vorsÃ¤tzlich oder grob fahrlÃ¤ssig
die Arbeitslosigkeit herbeigefÃ¼hrt hat, ohne einen wichtigen Grund fÃ¼r sein
Verhalten zu haben. Die KlÃ¤gerin habe mit Abschluss des AuflÃ¶sungsvertrages
das ArbeitsverhÃ¤ltnis beendet und ihre Arbeitslosigkeit herbeigefÃ¼hrt. Ein
wichtiger Grund habe ihr nicht zur Seite gestanden. Die KlÃ¤gerin habe die
angekÃ¼ndigte KÃ¼ndigung des Arbeitgebers abwarten mÃ¼ssen. Diese wÃ¤re
mangels Sozialauswahl unzulÃ¤ssig gewesen. AuÃ�erdem habe das Oberschulamt
Dresden in langjÃ¤hriger Praxis keine Entlassungen gegen den Willen der
Arbeitnehmer durchgefÃ¼hrt. Der AuflÃ¶sungsvertrag sei ferner auch nicht gegen
den Willen der Arbeitnehmerin geschlossen worden. Die Minderung des Anspruchs
um 242 Tage folge aus Â§ 128 SGB III. Der Anspruch auf Alg ruhe gemÃ¤Ã� Â§ 117a
AFG in der bis 31. MÃ¤rz 1997 geltenden Fassung, wenn der Arbeitslose wegen der
Beendigung des BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses eine Abfindung erhalte und eine
Sperrzeit von 12 Wochen eingetreten ist. Der Umfang des Ruhenszeitraumes
betrage gemÃ¤Ã� Â§ 117a Abs. 2 AFG 33 Kalendertage, mithin den Zeitraum vom
24. Oktober 1998 bis 25. November 1998.

Gegen den Widerspruchsbescheid vom 03. November 1998 hat die KlÃ¤gerin am
11. Dezember 1998 und gegen den Widerspruchsbescheid vom 20. November 1998
am 21. Dezember 1998 Klage beim Sozialgericht Dresden erhoben. Das
Sozialgericht hat die Verfahren mit Beschluss vom 21. April 1999 verbunden.

Die KlÃ¤gerin trÃ¤gt ergÃ¤nzend vor, sie hÃ¤tte nach weiterer Stundenreduzierung
nicht mehr als Klassenlehrerin tÃ¤tig sein kÃ¶nnen. Das sei aufgrund ihres
Dienstalters nicht zumutbar. Ein KÃ¼ndigungsschutzprozess sei ihr aufgrund der
Ungewissheit des Erfolges, der damit verbundenen Kosten und der langjÃ¤hrigen
DienstzugehÃ¶rigkeit ebensowenig zumutbar gewesen.

Das Sozialgericht hat eine Auskunft des Oberschulamtes D â�¦ eingeholt, wonach
LehrkrÃ¤fte an Grundschulen erst mit Wirkung zum 01. Juli 1999 betriebsbedingt
gekÃ¼ndigt worden seien, wenn TeilzeitvertrÃ¤ge aufgrund der Vereinbarung
Ã¼ber die Gestaltung eines sozialvertrÃ¤glichen Personalabbau an Grundschulen
des Freistaates Sachsen nicht zustande gekommen seien. Im Jahr 1997 seien 165
AufhebungsvertrÃ¤ge mit Grundschullehrern im GeschÃ¤ftsbereich des ehemaligen
Oberschulamtes D â�¦ geschlossen worden. Bis 31. Juli 1998 seien 705
ArbeitsverhÃ¤ltnisse von Grundschullehrern auf diese Art beendet worden.

Das Sozialgericht Dresden hat den Bescheid vom 19. August 1999 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 03. November 1998 mit Urteil vom 02. September
1999 dahingehend abgeÃ¤ndert, dass die Minderung der Anspruchsdauer 195 Tage
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betrÃ¤gt. Im Ã�brigen hat es die Klagen abgewiesen.

Zu Recht sei die Beklagte vom Eintritt einer Sperrzeit nach Â§ 144 Abs. 1 Nr. 1 SGB
III ausgegangen. Die KlÃ¤gerin habe ihr beim Freistaat Sachsen bestehendes
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis durch den Abschluss des Aufhebungsvertrages gelÃ¶st
und dadurch ihre Arbeitslosigkeit grob fahrlÃ¤ssig herbeigefÃ¼hrt. Der KlÃ¤gerin
habe dafÃ¼r kein wichtiger Grund zur Seite gestanden. Die LÃ¶sung des
ArbeitsverhÃ¤ltnisses durch Aufhebungsvertrag stelle keinen wichtigen Grund dar,
da es dem Arbeitnehmer in der Regel zuzumuten sei, die arbeitgeberseitige
KÃ¼ndigung abzuwarten. Etwas anderes kÃ¶nne zwar dann gelten, wenn eine
KÃ¼ndigung durch den Arbeitgeber mit Bestimmtheit in Aussicht gestellt worden
sei, diese KÃ¼ndigung zum gleichen Zeitpunkt wirksam geworden und
arbeitsrechtlich zulÃ¤ssig gewesen wÃ¤re. Nach den Angaben des
Regionalschulamtes D â�¦ seien betriebsbedingte KÃ¼ndigungen erstmals zum 01.
Juli 1999 ausgesprochen worden. Eine arbeitgeberseitige KÃ¼ndigung sei zum 31.
Juli 1998 aber auch arbeitsrechtlich nicht zulÃ¤ssig gewesen. Bei Abschluss des
Aufhebungsvertrages sei weder der Personalrat beteiligt noch eine Sozialauswahl
zwischen der KlÃ¤gerin und anderen LehrkrÃ¤ften im Bezirk des
Regionalschulamtes Dresden vorgenommen worden. Auch die LÃ¶sung des
ArbeitsverhÃ¤ltnisses gegen eine Abfindung von 35.000,00 DM brutto kÃ¶nne
keinen wichtigen Grund begrÃ¼nden. Das sei bei Ã¤lteren Arbeitnehmern nur dann
gerechtfertigt, wenn bei einem grÃ¶Ã�eren Betrieb der Zwang zu einem
kurzfristigen und drastischen Personalabbau bestehe, um den Betrieb und damit die
verbleibenden ArbeitsplÃ¤tze zu erhalten (vgl. BSG SozR 4100 Â§ 119 Nr. 14). Eine
derartige Sachlage liege hier jedoch nicht vor. Eine besondere HÃ¤rte i. S. d. Â§ 144
Abs. 3 SGB III sei auch nicht gegeben.

Die Beklagte sei hingegen zu Unrecht von einer Minderung der Anspruchsdauer des
Anspruchs auf Alg von 242 Tagen ausgegangen. Nach Â§Â§ 128 Abs. 1 Nr. 4, 127
Abs. 2, 339 SGB III mindere sich der Anspruch bei einer Sperrzeit von 12 Wochen
um ein Viertel der Anspruchsdauer. Die KlÃ¤gerin habe einen Alg-Anspruch von 26
Monaten/780 Kalendertagen. Der Anspruch sei damit um lediglich 195 Kalendertage
zu mindern.

Die Voraussetzungen fÃ¼r ein Ruhen des Anspruchs auf Alg nach Â§ 427 SGB III, Â§
242x Abs. 3 AFG i. V. m. Â§ 117a AFG seien gegeben. Die KlÃ¤gerin habe wegen der
Beendigung des BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses eine Abfindung erhalten. Aus
gleichem Grund sei eine Sperrzeit von 12 Wochen eingetreten. Der Anspruch ruhe
deshalb nach dem Ende Sperrzeit um weitere 33 Kalendertage.

Das Sozialgericht hat das Urteil dem ProzessbevollmÃ¤chtigten der KlÃ¤gerin
ausweislich der Empfangsbekenntnisse am 24. September 1999 und der Beklagten
am 28. September 1999 zugestellt.

Die KlÃ¤gerin und die Beklagte haben gegen das Urteil am 22. Oktober 1999
Berufung beim SÃ¤chsischen Landessozialgericht eingelegt.

Die KlÃ¤gerin wendet sich gegen den Eintritt der Sperrzeit und ist der Ansicht, sie
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habe das ArbeitsverhÃ¤ltnis mit wichtigem Grund beendet. Unter
BerÃ¼cksichtigung aller UmstÃ¤nde des Einzelfalles und unter AbwÃ¤gung ihrer
Interessen mit denen der Versichertengemeinschaft sei ihr eine FortfÃ¼hrung des
ArbeitsverhÃ¤ltnisses nicht zumutbar gewesen.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Dresden vom 02. September 1999 aufzuheben und die
Bescheide vom 19. August 1998 in Gestalt der Widerspruchsbescheide vom 03.
November 1998 und vom 20. November 1998 aufzuheben und der KlÃ¤gerin
Arbeitslosengeld unter AbÃ¤nderung des Bescheides vom 03. Dezember 1998
bereits ab 01. August 1998 zu bewilligen.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung der KlÃ¤gerin zurÃ¼ckzuweisen und das Urteil des Sozialgerichts
Dresden vom 02. September 1999 insoweit abzuÃ¤ndern, als die Minderungstage
verkÃ¼rzt worden sind.

Zur BegrÃ¼ndung trÃ¤gt sie vor, das Sozialgericht habe die Minderung des
Anspruchs auf Alg unzutreffend berechnet. Hier sei gemÃ¤Ã� Â§ 427 Abs. 6 SGB III
die Vorschrift des Â§ 424x Abs. 3, Abs. 4 AFG in der bis zum 31. Dezember 1997
geltenden Fassung weiterhin anzuwenden. Die KlÃ¤gerin habe einen Anspruch auf
832 Tage Arbeitslosengeld, der sich um ein Viertel, nÃ¤mlich um 242 Tage,
mindere. Im Ã�brigen bezieht sie sich auf die AusfÃ¼hrungen des Sozialgerichts.
Die KlÃ¤gerin habe die Unzumutbarkeit der FortfÃ¼hrung des ArbeitsverhÃ¤ltnisses
nicht dargelegt. Es sei ihr durchaus zumutbar gewesen, vor einvernehmlicher
LÃ¶sung des ArbeitsverhÃ¤ltnisses AuskÃ¼nfte Ã¼ber deren Folgen einzuholen.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachvortrages der Parteien wird auf die
gewechselten SchriftsÃ¤tze Bezug genommen.

Die Leistungsakte der Beklagten (Stamm-Nr.:0 â�¦) und die Gerichtsakten beider
VerfahrenszÃ¼gen haben vorgelegen und waren Gegenstand der mÃ¼ndlichen
Verhandlung, Beratung und Entscheidung.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

PrÃ¼fungsgegenstand sind hier die Berufung der KlÃ¤gerin vom 22. Oktober 1999
und die Berufung der Beklagten vom selben Tag. Es handelt sich um zwei
selbststÃ¤ndige Berufungen.

I. Die Berufung der KlÃ¤gerin ist gem. Â§Â§ 143, 144 Abs.1 Nr. 1
Sozialgerichtsgesetz (SGG) statthaft, form- und fristgerecht (Â§ 151 SGG) erhoben
und auch im Ã¼brigen zulÃ¤ssig. Der Wert des Beschwerdegegenstandes
Ã¼bersteigt 1.000,- DM. Die KlÃ¤gerin begehrt die Bewilligung von Alg fÃ¼r den
Zeitraum vom 01. August 1998 bis 23. Oktober 1998 und damit eine Zahlung von
3.974,88 DM (12 x 331,24 DM).
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Die Berufung ist aber nicht begrÃ¼ndet.

Das Sozialgericht hat den Eintritt einer Sperrzeit fÃ¼r den Zeitraum vom 01. August
1998 bis 23. Oktober 1998 und das Ruhen des Anspruchs auf Alg zu Recht
bestÃ¤tigt. Die angefochtenen Bescheide sind rechtmÃ¤Ã�ig und verletzen die
KlÃ¤gerin nicht in ihren Rechten.

Rechtsgrundlage fÃ¼r den Eintritt der Sperrzeit ist Â§ 144 Abs.1 Nr. 1 SGB III.
Danach tritt eine Sperrzeit von zwÃ¶lf Wochen ein, wenn der Arbeitslose das
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis gelÃ¶st und dadurch vorsÃ¤tzlich oder grob fahrlÃ¤ssig
die Arbeitslosigkeit herbeigefÃ¼hrt hat, ohne fÃ¼r sein Verhalten einen wichtigen
Grund zu haben.

Vor der Feststellung des Sperrzeittatbestandes war eine AnhÃ¶rung nicht
erforderlich. Die AnhÃ¶rungspflicht besteht gem. Â§ 24 Abs.1 SGB X nur vor ErlaÃ�
eines Verwaltungsaktes, der in die Rechte eines Beteiligten eingreift. Mit der
VerhÃ¤ngung einer Sperrzeit vor einer Bewilligungsentscheidung wird zwar eine
Sozialleistung abgelehnt. Ein Eingriff in eine bestehende Rechtsposititon ist damit
aber nicht verbunden. Denn mit der Sperrzeit und dem anschlieÃ�enden Anspruch
auf Alg wird hier erst Ã¼ber Bestehen und Umfang eines Anspruchs entschieden.
Damit wird eine Rechtsposition gewÃ¤hrt (vgl. BSG SozR 3-4100 Â§ 139 a Nr. 1) und
nicht in eine bestehende Rechtsposition eingegriffen.

Die Voraussetzungen fÃ¼r den Eintritt einer Sperrzeit gem. Â§ 144 Abs.1 Nr. 1 SGB
II liegen vor.

Die KlÃ¤gerin hat mit dem Freistaat Sachsen einen Aufhebungsvertrag geschlossen.
Nach gefestigter Rechtsprechung lÃ¶st ein Arbeitnehmer sein ArbeitsverhÃ¤ltnis
dann, wenn er einen zur Beendigung des ArbeitsverhÃ¤ltnisses fÃ¼hrenden Vertrag
schlieÃ�t (BSG SozR 4100 Â§ 119 Nr. 28 und 33; BSG SozR 3-4100 Â§ 119 Nr. 9). Mit
dem Aufhebungsvertrag vereinbarte die KlÃ¤gerin die Beendigung ihres
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses zum 31. Juli 1998.

Die KlÃ¤gerin hat ihre Arbeitslosigkeit auch vorsÃ¤tzlich herbeigefÃ¼hrt. Denn sie
hatte bei AbschluÃ� des Aufhebungsvertrages keine Aussicht auf einen
AnschluÃ�arbeitsplatz (vgl. BSG SozR 4100 Â§ 119 Nr. 28 ). Sie beabsichtigte
vielmehr, bis zum Eintritt in das Rentenalter Leistungen des Arbeitsamtes zu
beziehen.

Der KlÃ¤gerin stand kein wichtiger Grund fÃ¼r ihr Verhalten zur Seite.

Nach Sinn und Zweck der SperrzeittatbestÃ¤nde soll unter AbwÃ¤gung der
Interessen der Versicherten mit denen der Versichertengemeinschaft eine Sperrzeit
dann eintreten, wenn dem Arbeitnehmer unter BerÃ¼cksichtigung aller UmstÃ¤nde
des Einzelfalles kein anderes Verhalten zugemutet werden kann. Bei der LÃ¶sung
eines BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses ist ein wichtiger Grund dann gegeben, wenn
UmstÃ¤nde vorliegen, die nach verstÃ¤ndigem Ermessen dem Arbeitnehmer die
Fortsetzung des BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses nicht mehr zumutbar erscheinen
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lassen, weil sein Interesse ansonsten in unbilliger Weise geschÃ¤digt wÃ¼rde (vgl.
BSG SozR 4100 Â§ 119 Nr. 17; BSG Urt. vom 18.03.1997, Az.:n 11 RAr 25/96 und 11
RAr 17/96). Der wichtige Grund muÃ� im Zeitpunkt der AuflÃ¶sung des
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses objektiv vorgelegen haben.

Die festgestellten UmstÃ¤nde begrÃ¼nden eine solche Unzumutbarkeit nicht.

Die KlÃ¤gerin hat den Aufhebungsvertrag hauptsÃ¤chlich abgeschlossen, um die
mit der bevostehenden Stundenreduzierung verbundenen finanziellen Nachteile
auszuschlieÃ�en. Die seitens des Arbeitgebers angestrebte Teilzeitvereinbarung
bedurfte jedoch der Zustimmung der KlÃ¤gerin. Eine Ã�nderung des
Arbeitsvertrages wÃ¤re hierzu erforderlich gewesen. Die KlÃ¤gerin war nicht
verpflichtet, den Ã�nderungsvertrag abzuschlieÃ�en. Damit hÃ¤tte sie nicht nur den
Eintritt des Versicherungsfalles zum 31. Juli 1998, sondern auch die
Einkommensminderung und die rentenrechtlichen Folgen zunÃ¤chst ausschlieÃ�en
kÃ¶nnen.

Die alternativ erwartete arbeitgeberseitige KÃ¼ndigung wÃ¤re nach Angaben des
Regionalschulamtes nicht zum 31. Juli 1998 erfolgt. Betriebsbedingte
KÃ¼ndigungen erfolgten erst zum 01.07.1999. UnabhÃ¤ngig davon ist es dem
Arbeitnehmer grundsÃ¤tzlich auch zumutbar, eine KÃ¼ndigung abzuwarten und
deren RechtmÃ¤Ã�igkeit nach Ausspruch zu prÃ¼fen und ggf. ein
KÃ¼ndigungsschutzverfahren durchzufÃ¼hren (vgl. Niesel, AFG, 2. Aufl., Â§ 117 Rn.
69). Die damit verbundenen Belastungen wie Kosten, Dauer des Klageverfahrens
und das Risiko hinsichtlich der Erfolgsaussichten sind KÃ¼ndigungsschutzverfahren
immanent und belasten jeden Arbeitnehmer. Dennoch ist es insoweit geboten,
effektiven Rechtsschutz zu suchen. Die finanziellen Risiken sind im Vergleich zu den
mit Verlust des Arbeitsplatzes verbundenen Nachteilen eher gering. Denn bei
BedÃ¼rftigkeit und Erfolgsaussichten der Klage besteht ggf. ein Anspruch auf
ProzeÃ�kostenhilfe. Entgegen der Ansicht der KlÃ¤gerin zweifelt der Senat nicht an
der Zumutbarkeit eines KÃ¼ndigungsschutzverfahrens. Unter BerÃ¼cksichtigung
der VerhÃ¤ltnisse des Arbeitsmarktes, insbesondere die
Vermittlungsschwierigkeiten Ã¤lterer Arbeitnehmer, erscheint ein
KÃ¼ndigungsschutzprozeÃ� vielmehr erforderlich.

Etwas anderes gilt nur dann, wenn eine angekÃ¼ndigte arbeitgeberseitige
KÃ¼ndigung zum selben Zeitpunkt arbeitsrechtlich zulÃ¤ssig gewesen wÃ¤re. Das
ist hier nicht der Fall. UnabhÃ¤ngig davon, daÃ� es einer solchen AnkÃ¼ndigung
des Arbeitgebers fehlte, wÃ¤re die hypothetische KÃ¼ndigung rechswidrig
gewesen. Denn hier wurde weder der Personalrat beteiligt noch eine entsprechende
Sozialauswahl vorgenommen.

Soweit die KlÃ¤gerin ferner die nervliche Belastung im Arbeitsalltag anfÃ¼hrt, ist
damit ebenfalls kein wichtiger Grund im Sinne des Â§ 144 SGB III gegeben. Zwar
kÃ¶nnen GrÃ¼nde im persÃ¶nlichen Bereich insoweit ausreichen. Bei
gesundheitlichen GrÃ¼nden ist der Arbeitnehmer aber zunÃ¤chst gehalten, diese
GrÃ¼nde zu beseitigen oder ggf. eine Umsetzung zu erreichen. Die
LeistungseinschrÃ¤nkungen mÃ¼ssen auÃ�erdem von erheblichem Umfang sein,
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damit die FortfÃ¼hrung der BeschÃ¤ftigung unzumutbar erscheint. Die von der
KlÃ¤gerin vorgetragene nervliche Belastung hat sie zum maÃ�gebenden Zeitpunkt
nicht an der AusÃ¼bung ihrer TÃ¤tigkeit gehindert. Sie war vor AbschluÃ� des
Aufhebungsvertrages nicht in erheblichem Umfang arbeitsunfÃ¤hig. Vielmehr hatte
die KlÃ¤gerin nach eigenem Vortrag zu diesem Zeitpunkt ein Interesse an einer
vollschichtigen TÃ¤tigkeit und war mit einer weiteren Stundenreduzierung nicht
einverstanden. Die Tatsache, daÃ� sich ihr Gesundheitszustand spÃ¤ter, erst nach
Beendigung der BeschÃ¤ftigung, verschlechtert hat und sie nunmehr seit 01. April
1000 eine Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit bezieht, Ã¤ndert daran nichts.
Abzustellen ist hier auf den Zeitpunkt des Aufhebungsvertrages, weil sie damit die
Arbeitslosigkeit herbeigefÃ¼hrt hat. Damals wurde sie wegen SchmerzzustÃ¤nden
im Bereich des Magens behandelt. Sie war aber tatsÃ¤chlich in der Lage, ihre
TÃ¤tigkeit auszuÃ¼ben. Die SchmerzzustÃ¤nde standen einer BeschÃ¤ftigung im
Umfang von 82,5 % eines vergleichbaren vollbeschÃ¤ftigten Arbeitnehmers nicht
entgegen.

SchlieÃ�lich liegt auch in der Absicht, mit dem AbschluÃ� des Aufhebungsvertrages
einem jÃ¼ngeren Kollegen einen Arbeitsplatz zu erhalten, kein objektiv wichtiger
Grund im Sinne des Â§ 144 SGB III vor. Denn es ist â�� auch bei subjektiv
nachvollziehbaren SolidaritÃ¤tserwÃ¤gungen â�� nicht die Aufgabe des einzelnen
Arbeitnehmers, unter Verzicht auf eigene RechtsansprÃ¼che Arbeitmarktpolitik zu
betreiben (vgl. BSG, Urt. v. 15.06.1988, Az.: 7 RAr 3/87). Gerade die freiwillige
Arbeitsaufgabe Ã¤lterer Arbeitnehmer ist lediglich in AusnahmefÃ¤llen ein
sozialversicherungsrechtlich anzuerkennendes Verhalten. Denn es besteht im
Hinblick auf die tatsÃ¤chlichen Schwierigkeiten bei der Vermittlung Ã¤lterer
Arbeitnehmer gerade ein besonderes Interesse der Solidargemeinschaft daran,
diese vor der Arbeitslosigkeit zu bewahren (vgl. BSG , Urt. v. 13.03. 1997, Az.: 11
RAr 17/96).

Nach den fÃ¼r den Eintritt der Sperrzeit maÃ�gebenden Tatsachen bedeutet die 12
wÃ¶chige Sperrzeit keine besondere HÃ¤rte im Sinne des Â§ 144 Abs.3 Satz 1 SGB
III. Eine besondere HÃ¤rte liegt vor, wenn nach den UmstÃ¤nden des Einzelfalles die
Regeldauer im Hinblick auf die fÃ¼r den Eintritt der Sperrzeit maÃ�gebenden
Tatsachen objektiv als unverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ig anzusehen ist. MaÃ�gebende
Tatsachen sind dabei solche, die mit dem Eintritt der Sperrzeit in einem
ursÃ¤chlichem Zusammenhang stehen (BSG SozR 4100 Â§ 119 Rn. 32). Derartige
UmstÃ¤nde liegen nicht vor. Eine Ã¼ber den Regelfall hinausgehende besondere
HÃ¤rte konnte nicht festgestellt werden. Die Regeldauer der Sperrfrist erscheint
deshalb nicht unverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ig.

Rechtsgrundlage fÃ¼r das Ruhen des Anspruchs auf Alg ist Â§ 427 Abs.3 SGB III
i.V.m. Â§ 242 x Abs.3 i.V.m. Â§ 117 a AFG in der bis zum 31. MÃ¤rz 1997 gÃ¼ltigen
Fassung.

Hat der Arbeitslose wegen der Beendigung des BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses eine
Abfindung erhalten und ist wegen der Beendigung dieses
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses eine Sperrzeit von zwÃ¶lf Wochen eingetreten, so
ruht der Anspruch auf Alg wÃ¤hrend des Zeitraumes nach Absatz 2, der mit dem

                             8 / 10

https://dejure.org/gesetze/SGB_III/144.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=7%20RAr%203/87
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=11%20RAr%2017/96
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=11%20RAr%2017/96
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/144.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/144.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/427.html
https://dejure.org/gesetze/AFG/242x.html
https://dejure.org/gesetze/AFG/117a.html


 

Ende der Sperrzeit beginnt, Â§ 117 a Abs.1 S. 1 AFG. Die KlÃ¤gerin hat hier
anlÃ¤Ã�lich der Beendigung des BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses eine Abfindung von
35.000,- DM erhalten.

Der Ruhenzeitraum bestimmt sich nach Â§ 117 a Abs.2 AFG. Der Zeitraum umfaÃ�t
die Zeit, in der der Arbeitslose bei Weiterzahlung des kalendertÃ¤glichen
Arbeitsentgelts nach Â§ 117 Abs.3 Satz 2 Nr.1 AFG einen Betrag in HÃ¶he von 20 %
der um den Freibetrag nach Satz 2 verminderten Abfindung als Arbeitsentgelt
verdient hÃ¤tte. Der Freibetrag nach Satz 1 betrÃ¤gt das 90-fache des
kalendertÃ¤glichen Arbeitsentgelts nach Â§ 117 Abs.3 Satz 2 Nr. 1 AFG. Bei einem
kalendertÃ¤glichen Arbeitsengelt von 132,25 DM (4.105,81 DM BruttovergÃ¼tung
monatlich) ergibt sich ein Freibetrag von 12.182,07 DM. Die Abfindung (35.000,-
DM), gekÃ¼rzt um den Freibetrag , ergibt einen Betrag in HÃ¶he von 22.817,93 DM.
Bei der Berechnung ist von 20 % und damit 4.563,58 DM auszugehen. Die KlÃ¤gerin
hÃ¤tte diesen Betrag in 33,74 Tagen verdient. Folglich ruht der Anspruch auf Alg
um weitere 33 Kalendertage.

II. Die Berufung der Beklagten ist gem. Â§Â§ 143, 144 Abs.1 Nr. 1 SGG ebenfalls
statthaft. Der Wert des Beschwerdegegenstandes Ã¼bersteigt 1.000,- DM. Das
Sozialgericht hat die Minderung des Anspruchs auf Alg von 242 Tagen um 47 Tage
auf 195 Tage verkÃ¼rzt. Der Anspruch auf Alg besteht in HÃ¶he von 47,32 DM
tÃ¤glich. Die Beschwerdegegenstandswert betrÃ¤gt somit 2.224,04 DM. Die auch
im Ã¼brigen zulÃ¤ssige Berufung ist begrÃ¼ndet.

Das Sozialgericht hat die Minderung der Anspruchsdauer zu Unrecht abgeÃ¤ndert.
Denn die angefochtenen Bescheide sind auch insoweit rechtmÃ¤Ã�ig.

Rechtsgrundlage fÃ¼r die Anspruchsminderung ist bei dem hier streitigen Anspruch
ab 01.08.1998 Â§ 128 Abs. 1 Nr. 4 SGB III. Die Ã�bergangsvorschriften (Â§ 242 x
AFG) verweisen nicht auf die entsprechende Regelung des AFG. Nach Â§ 128 Abs. 1
Nr. 4 SGB III mindert sich die Dauer des Anspruchs auf Alg um die Anzahl von Tagen
einer Sperrzeit wegen Arbeitsaufgabe; in FÃ¤llen einer Sperrzeit von 12 Wochen
mindestens jedoch um ein Viertel der Anspruchsdauer, die den Arbeitslosen bei
erstmaliger ErfÃ¼llung der Voraussetzungen fÃ¼r den Anspruch auf Alg nach dem
Ereignis, das die Sperrzeit begrÃ¼ndet, zusteht.

Die Dauer des Anspruchs auf Alg berechnet sich hier aber nicht nach Â§ 127 SGB III.
Vielmehr ergibt sich aus Â§ 427 Abs. 6 S. 1 und 2 SGB III die Anwendung des Â§ 242
x Abs. 3 und 4 AFG in der bis zum 31.12.1997 geltenden Fassung. Â§ 242 x Abs. 4 IV
AFG enthÃ¤lt eine den Versicherten begÃ¼nstigende Sonderegelung hinsichtlich
der durch Â§ 127 SGB III gegenÃ¼ber Â§ 106 AFG herabgesetzten Dauer des
Anspruchs auf Alg. Danach sind die Â§Â§ 106, 110 S.1Nr. 1a, 117 II, III, IIIa, IV, 117a,
155 II S.2 2. Teilsatz, soweit er sich auf den Zeitraum bezieht, wÃ¤hrend dessen der
Anspruch nach Â§ 117 a ruht, in der bis zum 31. MÃ¤rz 1997 geltenden Fassung
fÃ¼r AnsprÃ¼che auf Alg weiterhin anzuwenden fÃ¼r Personen, die innerhalb der
Rahmenfrist mindestens 360 Kalendertage vor dem 01. April 1997 in einer die
Beitragspflicht begrÃ¼ndenden BeschÃ¤ftigung gestanden haben. Die KlÃ¤gerin
hat innerhalb der Rahmenfrist ununterbrochen in einer solchen BeschÃ¤ftigung
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gestanden. Daraus ergibt sich ihre gegenÃ¼ber der Regelung in Â§ 127 SGB III
lÃ¤ngere Gesamtanspruchsdauer.

Gem. Â§ 106 Abs.1 S. 1 AFG in der bis 31.12.1997 geltenden Fassung betrÃ¤gt die
Dauer des Anspruchs auf Alg 156 Tage. Die Anspruchsdauer verlÃ¤ngert sich nach
MaÃ�gabe der Dauer der die Beitragspflicht begrÃ¼ndenden BeschÃ¤ftigung
innerhalb der auf 7 Jahre erweiterten Rahmenfrist und des Lebensjahres, das der
Arbeitslose bei Entstehung des Anspruchs vollendet hat, Â§ 106 Abs.1 S.2 AFG. Sie
betrÃ¤gt bei 1920 Kalendertagen einer beitragspflichtigen BeschÃ¤ftigung und nach
Vollendung des 57. Lebensjahres 832 Tage. Der HÃ¶chstanspruch besteht, weil die
am 02.12.1941 geborene KlÃ¤gerin bei Entstehung des Anspruchs (01.08.1998) das
57. Lebensjahr vollendet hat.

Gem. Â§ 128 Abs.1 Nr. 4 SGB III ergibt sich somit allerdings bei einer
Anspruchsdauer von 832 Tagen, die gem. Â§ 427 IV SGB III auf die
Wochenberechnung des GB III umzustellen ist und damit 971 Tagen entspricht, eine
Minderung von 242 Tagen (971:4 = 242), wie sie in den angefochtenen Bescheiden
festgestellt wurde.

Nach alldem war die Berufung der KlÃ¤gerin zurÃ¼ckzuweisen, auf die Berufung
der Beklagten das Urteil des Sozialgerichts abzuÃ¤ndern und die VerkÃ¼rzung der
Minderung der Anspruchsdauer aufzuheben und die Klage dagegen als
unbegrÃ¼ndet abzuweisen.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde, die Revision zuzulassen, liegen nicht vor, Â§ 160 Abs.2 SGG.

Erstellt am: 08.09.2003

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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